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Berlin könnte 
sein Potenzial als 
Histotainment-Park
besser ausschöpfen
Fahrradfahren 
in Berlin ist Krieg, 
und die Touristen 
sind die Stadtguerilla 
Plage der Neuzeit
Touristen bleiben anonym, haben kein Gesicht, fallen wie Heuschreckenschwärme über
Städte her, grasen sie ab und ziehen weiter. Hilfe, verlegt die Hauptstadt!
Ines Zöttl
Früher kamen die Wespen, und dann
wusste man, dass der kurze Berliner
Sommer begonnen hat. Heute sind
die Touristen schneller. 
Oder vielleicht waren sie auch im-
mer da, den ganzen Winter, während
sich der Berliner mit seinen zwei
übereinandergezogenen Pullovern in
der zugigen Altbauwohnung verkro-
chen hat. Verpuppt verbargen sich
ihre Larven in Hinterhöfen und Kel-
lern. Beim ersten Sonnenstrahl
schlüpften sie und fallen nun zu Mil-
lionen über die Stadt her. Grasen sie
ab und ziehen weiter.
Es gibt für dieses Phänomen ver-
schiedene Erklärungsansätze, ein Zu-
sammenhang mit der Klimakatastro-
phe darf vermutet werden. Stoiker be-
trachten Touristen als die Art Natur-
katastrophe, die man in dicht besie-
delten Gebieten hinnehmen müsse:
So wie in den USA regelmäßig wäh-
rend der Hurrikansaison Stürme to-
ben und die Schäden für die Anrainer
mal größer, mal kleiner sind. 
Oder wie in Köln: Wer am Rhein
wohnt, muss damit leben, dass ihm
das Hochwasser in die Stube
schwappt. Der Hauptstadtbewohner
hat sich nach dieser Lesart dafür
entschieden, seine Lebensqualität
abzutreten an Leute, die dafür mehr
bezahlen. 
Touristen fallen ein mit Flugzeu-
gen, Zügen oder mit Bussen, die mit
sanitären Anlagen ausgestattet sind,
bei denen es der Fahrer ungern sieht,
dass sie benutzt werden. Sobald sie
die Anreise der Moderne hinter sich
gebracht haben, drängt es sie zurück
in die Vergangenheit. Je ungeeigne-
ter ein Gefährt für den Großstadt-
verkehr ist, desto beliebter ist es: Es
begann mit den Fahrradrikschas, die
den reichen Reisenden ihr gutes Ge-
wissen gegenüber den geschundenen
Entwicklungsländern zurückgaben:
Auch in Berlin können nun überge-
wichtige Amerikaner die Welt bestau-
nen, während vorn ein drahtiger jun-
ger Mann japsend seinen Lohn er-
strampelt und die Kunden dabei in
bestem Englisch unterhält. 
Dann folgten die Bierbikes, die
sich nur als Abberation menschlicher
Natur erklären lassen oder als das,
was die Medizin Anankasmus nennt,
einen krankhaften Zwang, für den der
Teilnehmer nichts kann. 
Der sanfte Tourismus fand seinen
Höhepunkt schließlich im Kutschver-
kehr. Die Pferdchen schaffen es nicht
nur, den Hauptstadtverkehr binnen
Kurzem zum Erliegen zu bringen und
so den Berlinern die dringend benö-
tigte Zeit zur Besinnung zu geben.
Nein, Batzen von Pferdescheiße auf
den Straßen stillen auch die Landlust,
die Städter gelegentlich überfällt.
Leider haben Kutschen zwar eine
große Wirkung auf den Verkehrs-
fluss, aber wenig Stauraum. Anders
als die Berliner S-Bahn, die zwar un-
regelmäßig verkehrt, aber stets Platz
hat, um noch eine weitere Reise-
gruppe und in deren Schlepptau ru-
mänische Musikanten aufzunehmen.
Besonders morgens im Berufsver-
kehr: Ein Tourist, der etwas auf sich
hält, achtet darauf, sich im Gleich-
klang mit den Einheimischen zu be-
wegen. In der Bäckerei zum Beispiel
lässt sich auf diese Weise ein bisschen
Ostalgie erzeugen: Während man auf
Italienisch mit der netten Verkäuferin
über den Cappuccino verhandelt, baut
sich die Schlange der Wartenden bis
weit in die Straße hinein auf. Und vor
der Sprachhürde kapitulierend ist die
Verkäuferin dann auch bereit, 99,10
Euro herauszugeben. Das Kleingeld
kommt schon mit den Berlinern rein. 
All das haben wir lange klagend
ertragen. Oberbär Wowereit hat
schließlich die totale Kapitulation zur
Berlin-Räson gemacht. Tourismus ist
unsere Lebensversicherung.
Aber dann passierte es: Irgendein
skrupelloser Unternehmer entschied,
ohne Rücksicht auf Moral und Gesell-
schaft seinen Profit zu maximieren.
Er verlieh Fahrräder an Touristen. 
Die Spree ist damit so was von
überschritten.
Es fing an mit einzelnen orientie-
rungslosen Gestalten im Tiergarten,
von denen man annehmen konnte,
dass sie sich so verfahren, dass eines
Tages irgendwo ihre Überreste ent-
deckt werden.
Es wurde daraus eine Plage, die
nicht mehr einzudämmen ist.
Fahrradfahren in Berlin ist Krieg,
und die Touristen sind die Stadtgue-
rilla wider Willen. 20-jährige Spanie-
rinnen, die ihre letzte Erfahrung mit
dieser Art von Fortbewegung auf dem
Dreirad gemacht haben, schlingern
über Bürgersteige. Italiener, die in
Gruppen mit weniger als 30 Teilneh-
mern vereinsamen würden, wälzen
sich im Pulk über die Friedrichstraße.
Schweden, die sich den rasenden
Fahrtwind um die Ohren wehen las-
sen, verstehen auch nach der zweiten
Kollision nicht, dass sie bei zehn
Stundenkilometern überholt werden
könnten. Plötzliches Abbiegen gehört
zum Touristen wie der Stadtplan, den
man nicht lesen kann. 
Hat Tucholsky das gewollt? „Tru-
dele durch die Welt. Sie ist so schön,
gib dich ihr hin, und sie wird sich dir
geben.“ Berlin hat sich hingegeben,
jetzt ist die Schlampe müde. Deshalb
ein Vorschlag, der beiden Seiten die-
nen würde. Verlegen wir Berlin aufs
Land. Überlassen wir die Stadt denen,
denen sie längst gehört – nach dem
Vorbild der Histotainment-Parks.
Für die Touristen würde sich
nichts ändern, im Gegenteil. Berliner,
die sich hier nützlich machen können,
bekommen eine Bärchenansteckna-
del und klar zugewiesene Aufgaben:
als Orientierungshelfer in Mitte, als
zeitunglesender Einheimischer im
Kreuzberger Kiezcafé, als Taxifahrer
mit Berliner Schnauze. Wowereit hat
keine Wahl, er muss bleiben, sein
Büro steht für Gruppenführungen
zwischen zehn und 17 Uhr offen, An-
fassen mit Aufpreis.
Die anderen dürfen gehen, um sich
irgendwo in Brandenburg niederzu-
lassen, um dort zu leben und zu arbei-
ten. Gewerbeflächen gibt es dort
reichlich. Der Deutsche Bundestag
etwa zieht in die Cargolifter-Halle,
Tropical Islands siedelt in die Haupt-
stadt um und ergänzt den Friedrich-
stadt-Palast. 
Mir jedenfalls reicht es. Noch ein
Wochenende, erdrückt von den Mil-
lionen, ist mir nicht zuzumuten. 
Ich fahre nach Paris für ein paar
Tage. Flanieren in den Tuilerien, ein
Gläschen Wein nach Büroschluss im
Bistro. Und dann hab ich noch diesen
Geheimtipp von einer Freundin, die
mit ihren Freundinnen gerade für ein
Wochenende da war. Ein Viertel, bis-
lang kaum entdeckt von Touristen,
ursprünglich, echt und günstig. 
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E-Mail zoettl.ines@guj.de
Ines Zöttl leitet das Team Internatio-
nale Politik der FTD. Sie schreibt jeden
zweiten Donnerstag an dieser Stelle.
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Wer hat schon was gegen Wachstum? Hollande aber wird mehr tun,
als nur ein rhetorisches Engagement im neuen EU-Fiskalvertrag zu
verlangen. Er will wahrscheinlich die Statuten der EZB verändern
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Der französische Sonderweg
Für Europa ist es nahezu egal, ob der neue Präsident nun Hollande oder Sarkozy heißen wird.
Beide wollen das Land stärker abschotten – was für die EU zum Problem werden könnte
Gideon Rachman
...................................................................................................................................................................
Die Schlacht um Frankreich dauert noch ein paar
Tage an. Dann beginnt die Schlacht um Europa. So-
wohl Nicolas Sarkozy als auch François Hollande,
sein Herausforderer bei der Präsidentschaftswahl in
Frankreich, versprechen die Rettung der „exception
française“, der Ausnahme Frankreich, und einen ra-
dikalen Richtungswechsel der Europäischen Union. 
Die meisten europäischen Partner Frankreichs
tun die Rhetorik der beiden Kandidaten als zynische
Phrasendrescherei vor der Stichwahl am 6.Mai ab.
Man geht davon aus, Frankreich werde am Kon-
ferenztisch in Brüssel schon „vernünftig“. Das aber
ist selbstgefällig. In der ersten Runde der Wahl am
22. April entfielen auf die extreme Rechte und die
extreme Linke rund ein Drittel der Stimmen. Diese
Präsidentschaftswahl hat bereits gezeigt, wie groß
die Angst ist, die die Franzosen in Bezug auf Globa-
lisierung, Sparprogramme und nationale Identität
hegen und die alle Kandidaten aufgegriffen haben.
Das wird sich in Frankreichs Verhalten in Europa
niederschlagen. 
In den 30 Jahren, in denen ich französische Prä-
sidentschaftswahlkämpfe beobachte, habe ich noch
nie einen erlebt, der so stark von bangen Vorahnun-
gen und Ängsten begleitet wurde. Die Franzosen
wissen, dass ihr Sozialmodell mit seiner ausge-
zeichneten Infrastruktur, dem Gesundheitswesen
und Rentensystem auf einem untragbaren Schul-
denberg aufbaut. Jahrelang war das ein abstraktes
Problem. Jetzt aber droht die Wirtschaftskrise in der
EU den guten Zeiten ein Ende zu setzen. 
Frankreich fühlt sich umzingelt. Im Süden – in
Griechenland, Spanien und Italien – herrschen
durch hohe Schulden bedingte Sparsamkeit und
soziale Unruhen. Im Norden und Westen liegen die
angelsächsischen Märkte der Wall Street und der
Londoner City. Und im Osten beharren die unerbitt-
lichen Deutschen auf ihrem Fiskalpakt, der ver-
spricht, Sparen zur Gesetzespflicht zu machen. 
Beide Kandidaten für die Stichwahl geloben, das
französische Sozialmodell zu verteidigen und in
Europa in die Offensive zu gehen. Die Veränderun-
gen, die die beiden Kandidaten fordern, unterschei-
den sich jedoch ein wenig. Nach der ersten Wahl-
runde versprach Sarkozy, „die französische Lebens-
art zu schützen“. Im Besonderen sicherte er zu, die
Grenzkontrollen zu verschärfen, die Einwanderung
zu beschränken und den Kauf in Europa gefertigter
Produkte zu fördern. In Bezug auf die EU könnte das
dazu führen, dass Protektionismus im Handel und
eine Neuverhandlung des Schengener Abkommens
über die Freizügigkeit der Menschen gefordert wer-
den. Nach Jahrzehnten, in denen Europa sich darauf
konzentriert hat, Schranken für Handel und Men-
schen niederzureißen, will Sarkozy sie wieder-
errichten. 
Die Forderungen Hollandes, der die Stichwahl
am 6. Mai wahrscheinlich gewinnt, wären für die
europäischen Partner noch problematischer. Er ge-
lobt, den Kampf gegen die Sparsamkeit in Europa
anzuführen – und die EU auf Wachstum auszurich-
ten. Wer hat schon was gegen Wachstum? Hollande
aber wird mehr tun, als nur ein rhetorisches Enga-
gement im neuen EU-Fiskalvertrag zu verlangen. Er
will wahrscheinlich die Statuten der Europäischen
Zentralbank verändern – eine Idee, mit der auch
Sarkozy liebäugelt –, worauf Deutschland empfind-
lich reagieren dürfte. Hollande verspricht außer-
dem, Frankreichs Defizit abzubauen und für mehr
Infrastrukturausgaben in Europa einzutreten. Das
kann nur eines bedeuten: Deutschland zahlt – eine
Idee, die in Berlin wenig Anklang finden wird. 
Das offensichtliche Risiko besteht darin, dass die
Märkte inmitten einer Finanzkrise einer weiteren
Neuverhandlung des EU-Vertrags nicht wohlwol-
lend gegenüberstehen dürften. Hollande aber ruft
lautstark zum Widerstand auf. Auf einer Veranstal-
tung in Bordeaux hörte ich ihn vor Kurzem brüllen:
„Die Franzosen sind freie Menschen, die nicht zulas-
sen, dass ihre Zukunft vom Druck der Märkte oder
des Finanzwesens bestimmt wird.“ Alles gut und
schön, solange man von diesen niederträchtigen
Märkten nicht Milliarden leihen muss, um Wahl-
kampfversprechen wie die Schaffung von 60 000
neuen Arbeitsplätzen für Lehrer (von denen viele
die Sozialisten wählen) finanzieren zu können.
Indem er die Märkte als Bedrohung für die Frei-
heit einstuft, greift Hollande die Rhetorik des links-
extremen Kandidaten Jean-Luc Mélenchon auf. Auf
dessen Veranstaltungen wurde immer wieder „Ré-
sistance“ gerufen – eine bewusst erzeugte Verbin-
dung zwischen dem Zweiten Weltkrieg und der Ab-
lehnung des Marktes. Auch Hollande bezeichnete
die Résistance als moralische Inspiration.
Es mag zwar wahlkämpferisch raffiniert und
emotional befriedigend sein, deutsche Panzer und
ausländische Banken in einen Topf zu werfen, die
Bedrohungen liegen aber natürlich woanders. Die
Banker drohen nicht einzufallen. Unter den gegebe-
nen Umständen ist es aber möglich, dass sie sich
gründlich überlegen, ob sie Frankreich Geld leihen.
Leider hat die Wirtschafts- und Finanzkrise dazu
geführt, dass die Debatte in Frankreich unzusam-
menhängend geworden ist. 2007 verwies Sarkozy
gern darauf, dass Steuern und Staatsausgaben in
Frankreich zu den höchsten weltweit zählen, und
Wirtschaftsförderung war ein wichtiger Aspekt sei-
nes Wahlkampfs. Seine Begeisterung für die Libera-
lisierung der Wirtschaft brachte ihm sogar den
Spitznamen „Sarko, der Amerikaner“ ein. 
Die Finanzkrise scheint jedoch alle tief sitzenden
Vorurteile, die die Franzosen gegenüber der Grau-
samkeit der Märkte hegen, ebenso bestätigt zu ha-
ben wie die These, dass der zivilisierende Einfluss
des Staats notwendig ist. Die Ausnahme Frankreich
lebt. Aber es scheint ihr nicht sehr
gut zu gehen. Das könnte für ganz
Europa bald zum Problem werden.
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E-Mail leserbriefe@ftd.de
Gideon Rachman ist Kolumnist
der FT.
Zwischen Plastikschüssel
und Pleite
Mindestlohn? Wer sein Glück im Direktvertrieb versucht,
wird sich eine ähnliche Debatte auch über die Einkünfte 
der selbstständigen Handelsvertreter wünschen
Claudia Groß
.................................................................................................................
Die aktuelle Debatte zu Lohnunter-
grenzen rückt (zu) niedrige Er-
werbseinkünfte als arbeitsmarktpo-
litisches und gesellschaftliches Pro-
blem ins Rampenlicht. Auf die im
Direktvertrieb Tätigen muss diese
Diskussion seltsam wirken: In Di-
rektvertriebsunternehmen liegen
die durchschnittlichen Einkünfte
weit unter den momentan diskutier-
ten Forderungen. Trotzdem erregt
dies nicht die Gemüter. Denn Di-
rektvertriebler arbeiten zwar im
Namen großer Unternehmen wie
Avon, Amway oder Tupper, aber auf
eigene Rechnung. Sie sind selbst-
ständige Handelsvertreter und ver-
richten ihre Tätigkeit ohne Gewerk-
schaften, Lobby oder den Schutz
durch eine gesetzliche Kontroll-
instanz. Sie verkaufen ihre Produkte
„direkt“ an Kunden, beispielsweise
an deren Haustüre, durch eine
Heimvorführung oder während ei-
ner Produktparty. 
Die seit Jahren wachsende An-
zahl von Unternehmen, die ihre
Haushaltswaren, Staubsauger, Kos-
metik, Vitamine, Riester-Renten
und Versicherungen im Direktver-
trieb vertreibt, zeigt die Attrakti-
vität dieses Absatzkanals. In 2010
erwirtschafteten Direktvertriebe in
Deutschland einen Umsatz von 2,84
Mrd. Euro.
Direktvertriebe präsentieren die
Tätigkeit selbstständiger Handels-
vertreter gern als attraktiv, unkom-
pliziert und lukrativ. Die notwen-
digen Investitionen gelten als mini-
mal, da von zu Hause aus gearbeitet
wird. Die Selbstständigkeit erscheint
einfach, da die Produkt-, Preis- und
Provisionsgestaltung durch die Un-
ternehmen erfolgt und keine Vor-
kenntnisse oder unternehmerischen
Fähigkeiten erforderlich sind. 
Nicht mal 150 Euro im Monat
Vor allem für Arbeitsmarktverlierer
erscheint diese Tätigkeit verlo-
ckend: Sie bietet einen einfachen
und sofortigen Berufseinstieg, der
weder große Investitionen noch
Qualifikationen erfordert und gute
Einkommenschancen verspricht.
Zudem kann die selbstständige Tä-
tigkeit flexibel an bestehende fami-
liäre Bedürfnisse angepasst werden,
was sich im hohen Frauenanteil von
73 Prozent widerspiegelt.
Auf der Suche nach neuen Han-
delsvertretern locken die Unterneh-
men Arbeitssuchende gern mit je-
nen traumhaften Einkünften. Was
auf Werbeveranstaltungen und in
Hochglanzbroschüren jedoch nicht
vorgerechnet wird, ist die geringe
Wahrscheinlichkeit, diese Ein-
künfte tatsächlich zu erlangen. 
So zeigt eine aktuelle Studie,
dass in acht von zehn der untersuch-
ten Unternehmen Mitglieder durch-
schnittlich weniger als 150 Euro
Umsatzprovision im Monat erwirt-
schaften. Für ein paar Stunden ge-
legentlichen Arbeitseinsatz ist dies
angemessen. Doch Erhebungen in
einzelnen Unternehmen stellen
durchschnittliche Umsatzprovisio-
nen von unter 10 Euro pro Stunde
fest. Wenn Handelsvertreter hier-
von Steuern, Sozialversicherung
sowie Kosten für Vorführprodukte,
Seminargebühren, Geschäftsklei-
dung und Fahrten zu Schulungen
und potentiellen Kunden abziehen,
bleibt netto wenig übrig. Im Ex-
tremfall können die Kosten sogar
die Einnahmen übersteigen, wie
ehemalige Handelsvertreter im In-
ternet versichern.
Es fehlt die Transparenz
Wer seine Tätigkeit lediglich als
Hobby betreibt, muss sich an gerin-
gen Einkommenschancen nicht stö-
ren. Arbeitssuchende dürften solche
Zahlen jedoch sehr wohl abschre-
cken. Warum dennoch jährlich zahl-
reiche Handelsvertreter hoffnungs-
froh diese Erwerbstätigkeit aufneh-
men, lässt sich durch die fehlende
Transparenz der Tätigkeit erklären.
Arbeitssuchende erhalten umfang-
reiche Schilderungen zu potenziel-
len Einkünften. Wie viel tatsächlich
verdient wird, wie hoch der Anteil
erfolgreicher Handelsvertreter ist
und wie viel Provision überhaupt
ausgeschüttet wird, sind dagegen
gut gehütete Unternehmensge-
heimnisse. Und unternehmensun-
abhängige Daten sind sowieso
Mangelware, da ein übergreifender
Interessenverband fehlt und wis-
senschaftliche Studien die Aus-
nahme sind.
Dementsprechend ist auch un-
bekannt, welche gesellschaftlichen
und arbeitsmarktpolitischen Aus-
wirkungen Direktvertriebe haben.
Die Unternehmen selbst schreiben
sich eine hohe gesellschaftliche
Bedeutung zu, beispielsweise bei
der Förderung der Selbstständigkeit
oder der Entlastung der Sozialsys-
teme durch ihre egalitäre Erwerbs-
chancen, die allen Erwachsenen un-
abhängig vom Geschlecht, Alter,
Ausbildung und Nationalität offen-
stehen. Angesichts der dürftigen
Datenlage ist es jedoch völlig un-
klar, ob und in welchem Maße die-
ses positive Selbstbild zutreffend
ist. Erfahrungsberichte von ehema-
ligen Handelsvertretern zeichnen
eher das Bild einer weitgehend pre-
kären Erwerbstätigkeit, deren At-
traktivität zu einem großen Teil auf
unrealistischen Versprechen, man-
gelnden Alternativen auf dem Ar-
beitsmarkt, der steuerlichen Ab-
setzbarkeit für Aufwendungen und
dem Ehegattensplitting zu beste-
hen scheint. 
Ohne Gewerkschaft und Lobby
fehlen nicht nur belastbare Daten
zum Direktvertrieb, sondern auch
eine Kontrollinstanz, die diesen Un-
ternehmen in ihrer Funktion als
„Arbeitgeber light“ auf die Finger
schaut. Erste Maßnahmen für mehr
Transparenz wären beispielsweise
eine Meldepflicht für Unternehmen
ab einer gewissen Anzahl selbst-
ständiger Handelsvertreter sowie
eine interne Veröffentlichungs-
pflicht zu tatsächlich erzielten Pro-
visionen und Einkommenschancen.
Darüber hinaus tut eine unabhän-
gige Instanz not, die Beschwerden
nachgeht, (unternehmensinterne)
Verhaltensrichtlinien kontrolliert
und Verstöße sanktioniert. Vor al-
lem aber benötigen Direktvertrieb-
ler eine Lobby. Denn obwohl sie
selbstständig tätig sind, hängen
ihre Einkommenschancen sehr
wohl von den Rahmenbedingungen
der jeweiligen Unternehmen ab.
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Claudia Groß ist Assistant Profes-
sor am Institute for Management
Research an der Radboud University
Nijmegen.
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